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Stadtentwicklung
Jugendbeteiligung in ländlichen Räumen

Zusätzlich zeigt z. B. die Publikation von Grunert und Lud-
wig (2024), dass die fortschreitende Peripherisierung länd-
licher Räume in Verbindung mit Abwanderungstendenzen 
nicht nur infrastrukturelle Probleme verstärkt, sondern 
auch soziale Strukturen destabilisiert. Kommunen, die ak-
tive Jugendbeteiligung fördern, können dem entgegenwir-
ken, indem sie Möglichkeiten zur politischen Partizipation 
und sozialen Vernetzung schaffen. In Regionen, die Betei-
ligungsformate für junge Menschen etablieren, zeigt sich, 
dass Jugendliche eine stärkere Bindung zu ihrem Wohnort 
entwickeln und sich eher für eine Rückkehr nach einer Aus-
bildungs- oder Studienphase entscheiden. 

Wanderungsmotive junger Menschen im 
ländlichen Raum
Die Beweggründe für das Bleiben, Weggehen oder Zu-
rückkehren junger Menschen in ländliche Regionen sind 
vielschichtig. Studien belegen, dass vor allem drei Fak-
toren entscheidend sind: Arbeits- und Ausbildungsmög-
lichkeiten, die Qualität sozialer Netzwerke und das Vor-
handensein attraktiver Freizeit- und Mobilitätsangebote. 
Während wirtschaftliche Perspektiven häufig ausschlag-
gebend für Abwanderung sind, spielen soziale Bindungen 
und Lebensqualität eine wichtige Rolle für Rückkehrent-
scheidungen (vgl. Gemeinsame Landesplanung 2010, S. 
41). Besonders die Einbindung in kommunale Strukturen 
und partizipative Prozesse kann einen entscheidenden Un-
terschied ausmachen. Jugendliche, die frühzeitig an Ent-
scheidungen beteiligt werden, entwickeln eine stärkere 
emotionale Bindung zu ihrer Region und engagieren sich 
langfristig für deren Entwicklung (vgl. Fehser et al. 2024, 
S. 103 ff.).

Kommunale Kinder- und Jugendbeteiligung 
als Standortfaktor
Kinder- und Jugendbeteiligung kann somit als Standortfak-
tor wirken und erheblich zur Attraktivität ländlicher Regio-
nen beitragen. Erfolgreiche Beteiligungsformate bauen auf 
den gesetzlichen Regelungen auf, wie die UN-Kinderrechts-
konvention (insb. Art. 3 und 12), das Baugesetzbuch (insb. 
§§ 1, 3 BauGB), die Kinder- und Jugendhilfe (Sozialgesetz-
buch VIII) und die Landesgesetzgebungen (Übersicht im 17. 
Kinder- und Jugendbericht: Deutscher Bundestag 2024, S. 
186). Sie umfassen außerdem eine ausgewogene Mischung 
aus Mitwirkungsangeboten in kommunalen Entscheidungs-
prozessen, Kinder- und Jugendgremien, Jugendforen, 
Unterstützung des (ehrenamtlichen) Engagements und An-
gebote der (politischen) Bildung. Zur fachlichen Einordnung 
kann das sogenannte Vier-Felder-Modell dienen (Ringler 
2023, S. 94 ff.):

	■ Eigenständige Mitwirkung: Junge Menschen werden ver-
bindlich in Planungs- und Entscheidungsprozesse einbe-
zogen. Dazu gehören frühzeitige Beteiligungsverfahren in 
der Stadt- und Regionalplanung sowie Mitsprachemög-
lichkeiten in Jugendhilfe- und Bildungseinrichtungen.

	■ Interessenvertretung: Jugendparlamente und Beiräte 
agieren als Sprachrohre. Erfolgreiche Beispiele zeigen, 
dass eine enge Verzahnung mit kommunalen Gremien 
notwendig ist, um eine tatsächliche Einflussnahme zu 
gewährleisten.

	■ Politische Bildung: Angebote zur Demokratiebildung be-
reiten Jugendliche auf politische Teilhabe vor. Dies um-
fasst sowohl schulische als auch außerschulische Bil-
dungsangebote, die ein grundlegendes Verständnis für 
demokratische Prozesse vermitteln.

Die Beteiligung junger Menschen ist ein zentrales Element nachhaltiger ländlicher Entwicklung. Angesichts des demo-
grafischen Wandels und der räumlichen Disparitäten in Deutschland sind viele ländliche Regionen mit Herausforderun-
gen konfrontiert, die sich auf die Lebensqualität junger Menschen auswirken. Der 17. Kinder- und Jugendbericht zeigt, 
dass ungleiche Strukturen der Daseinsvorsorge, ein Mangel an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen sowie unzureichende 
Mobilitätsangebote dazu führen können, dass junge Menschen ihre Heimatorte verlassen (vgl. Deutscher Bundestag 
2024, S. 123 ff.). Diese Disparitäten betreffen besonders die sozioökonomischen Bedingungen, den Zugang zu Bildung 
und die Verfügbarkeit von Freizeit- und Kulturangeboten.
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Verlauf eines Planungs- oder Genehmigungsprozesses erst 
spät beteiligen, was jedoch negative Auswirkungen auf ihre 
tatsächlichen Einflussmöglichkeiten hat. Dieses Paradoxon 
zeichnet sich durch eine anfängliche geringe Beteiligungs-
bereitschaft und Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
am Beginn eines Projekts oder Verfahrens aus. Gleichzei-
tig sind zu diesem Zeitpunkt die Einflussmöglichkeiten auf 
das Projekt oder die Planung besonders hoch. Im weiteren 
Verlauf des Planungsprozesses oder der Umsetzung nimmt 
das Engagement der Beteiligten und der Bevölkerung zu 
und erreicht oft erst in der Umsetzungsphase seinen Hö-
hepunkt. Zu diesem Zeitpunkt bestehen jedoch nur noch 
geringe Einflussmöglichkeiten. Das Paradoxon verdeutlicht 
die Herausforderungen, frühzeitige und wirksame Betei-
ligungsmechanismen zu etablieren, um sicherzustellen, 
dass die Betroffenen bereits in den frühen Phasen eines 
Vorhabens substanziell Einfluss nehmen können.

Kinder- und Jugendbeteiligung an der Bau-
leitplanung
Um Kinder und Jugendliche angemessen in die Bauleitpla-
nung einzubinden, empfiehlt sich ein strukturiertes, mehr-
stufiges Verfahren. In der Vorphase eines Planungsver-
fahrens sollten Perspektivworkshops mit Verwaltung und 
Politik durchgeführt werden, in denen Beteiligungsgegen-
stände und -intensitäten festgelegt werden (vgl. dazu Gre-
be/Ringler 2023, S. 437 f.). Anschließend erfolgen separate 
Workshops mit Kindern und Jugendlichen, um deren Per- 
spektiven gezielt einzubringen. Die Ergebnisse dieser Work-
shops werden in einer gemeinsamen Synopse zusammen-
gefasst, die als Grundlage für die weitere Planung dient. In 
einer darauffolgenden Klausurtagung wird ein Kompromiss 
zwischen unterschiedlichen Interessen erarbeitet und als 
Leitlinie für die Kinder- und Jugendbeteiligung beschlos-
sen.

Während der Entwurfsphase werden die Ergebnisse aus 
der Vorphase in den Planentwurf integriert. Bei der öffent-
lichen Auslegung erhalten Kinder und Jugendliche erneut 
die Möglichkeit, Anregungen und Bedenken zu äußern. Um 
sicherzustellen, dass diese Anmerkungen angemessen be-
rücksichtigt werden, empfiehlt es sich, Informationen über 
die vorgenommenen Anpassungen in kind- und jugend-
gerechter Sprache aufzubereiten. Nach dem Satzungsbe-
schluss sollten junge Menschen durch leicht verständliche 
Informationsmaterialien über die finalen Planungen infor-
miert werden.

Die Beteiligung marginalisierter Gruppen und von Mädchen 
an der Stadtplanung stellt eine besondere Herausforde-
rung dar. Studien zeigen, dass junge Menschen aus sozial 
benachteiligten Milieus, mit Migrationsgeschichte oder mit 
Behinderung deutlich seltener an politischen Prozessen 
teilnehmen. Um dem entgegenzuwirken, sollten Kommu-

	■ Ehrenamtliches Engagement: Junge Menschen enga-
gieren sich in zivilgesellschaftlichen Strukturen und 
Projekten. Hierbei ist es entscheidend, dass das Enga-
gement nicht nur freiwillig bleibt, sondern auch durch 
kommunale Strukturen unterstützt wird, beispielsweise 
durch Anerkennungsprogramme oder finanzielle Förde-
rungen.

Aus diesen vier Feldern lassen sich Beteiligungskonzepte 
und -strategien entwickeln. In Brandenburg z. B. ermög-
licht der „Brandenburger Weg“ (Grebe/Ringler 2023, S. 
441 f.) eine systematische Einbindung junger Menschen in 
kommunale Entscheidungsprozesse, indem die Umsetzung 
der in den kommunalen Satzungen verankerten Beteiligung 
zwischen jungen Menschen und der Politik ausgehandelt 
wird. Zur Umsetzung gehören deshalb auch Verbindlichkeit, 
Ressourcen, Sichtbarkeit und politische Rückendeckung 
als zentrale Erfolgsfaktoren. Neben strukturierten Beteili-
gungsmodellen und (personellen) Ressourcen ist zudem die 
institutionelle Verankerung in kommunalen Satzungen und 
Prozessen entscheidend, um Beteiligung nachhaltig zu ge-
währleisten. In der Praxis zeigt sich, dass erfolgreiche Be-
teiligungsformate wesentliche Erfolgsfaktoren haben:

	■ Verbindlichkeit: Beteiligungsprozesse müssen in kom-
munalen Satzungen festgeschrieben werden.

	■ Nachhaltigkeit: Projekte sollten über Wahlperioden hi-
naus Bestand haben.

	■ Transparenz: Entscheidungen müssen nachvollziehbar 
an die Jugendlichen zurückgespielt werden.

	■ Niedrigschwellige Zugänge: Beteiligungsangebote müs-
sen inklusiv gestaltet sein, um unterschiedliche Gruppen 
junger Menschen zu erreichen.

Die Integration dieser Faktoren in kommunale Strategien 
kann langfristig dazu beitragen, ländliche Räume für junge 
Menschen attraktiver zu machen und Abwanderungsten-
denzen zu verringern.

Ein besonders wichtiger Bereich, in dem die Einbindung jun-
ger Menschen gesetzlich verankert ist, betrifft die Bauleit-
planung. Das Baugesetzbuch (BauGB) schreibt in § 3 Abs. 1 
vor, dass die Öffentlichkeit frühzeitig an der Bauleitplanung 
zu beteiligen ist – ausdrücklich auch Kinder und Jugend-
liche. In § 1 Abs. 5 BauGB wird betont, dass die sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen 
auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 
miteinander in Einklang gebracht werden müssen. Diese 
Bestimmungen unterstreichen die Bedeutung der Perspek-
tiven von Kindern und Jugendlichen in Planungsprozessen. 
Dennoch zeigt die Praxis, dass diese Altersgruppen häufig 
kaum oder gar nicht berücksichtigt werden. 

Ein zentrales Problem dabei stellt das sogenannte Beteili-
gungsparadoxon dar (vgl. Ruschin 2024, S. 32 ff.). Dieses be-
schreibt eine Situation, in der Betroffene sich im zeitlichen 
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nen gezielte Beteiligungsangebote schaffen, die auf die 
spezifischen Bedarfe dieser Gruppen eingehen. Besonders 
für Mädchen sind geschlechtersensible Beteiligungsfor-
mate entscheidend, um ihre spezifischen Perspektiven und 
Bedürfnisse in die Planung einzubringen (vgl. Dellenbaugh-
Losse/Ruschin 2024, 40 ff.).

Fazit
Die Einbindung junger Menschen in Stadt- und Regional-
entwicklungsprozesse ist ein entscheidender Faktor für 
nachhaltige Entwicklung. Besonders in ländlichen Räumen 
sind Kommunen gefordert, gezielte Maßnahmen zu entwi-
ckeln, um junge Menschen aktiv in Entscheidungsprozes-
se einzubinden. Dazu gehören die Entwicklung rechtlicher 
Vorgaben zur Beteiligung junger Menschen in kommuna-
len Satzungen, die Bereitstellung finanzieller Ressourcen 
für langfristige Beteiligungsformate sowie die Ausbildung 
von Fachkräften für Jugendbeteiligung in der Verwaltung. 
Ebenso sind Mobilitätskonzepte erforderlich, um jungen 
Menschen die Teilnahme an kommunalen Entscheidungs-
prozessen zu erleichtern und digitale Plattformen zur Mit-
bestimmung weiter auszubauen. Konkret könnte das für 
Kommunen bedeuten:

	■ Institutionelle Verankerung von Beteiligungsprozessen: 
Die Mitwirkungsmöglichkeiten (s. o.) müssen verbindlich 
und transparent festgeschrieben werden. Jugendgremi-
en sollten mit Entscheidungsrechten ausgestattet und in 
kommunale Prozesse eingebunden werden.

	■ Niedrigschwellige und inklusive Partizipationsformate: 
Beteiligungsangebote sollten divers gestaltet sein, um 
verschiedene soziale Gruppen zu erreichen (z. B. digitale 
Beteiligungsplattformen, mobile Beteiligungsteams für 
schwer erreichbare Gruppen).

	■ Langfristige Finanzierung sicherstellen: Förderpro-
gramme und kommunale Budgets für Jugendbeteiligung 
müssen dauerhaft gesichert werden.

	■ Schaffung von jugendgerechten Räumen: Städte und Ge-
meinden sollten Aufenthaltsorte für junge Menschen in 
die Stadtplanung integrieren, die zum Austausch und zur 
Beteiligung einladen.

	■ Regelmäßige Evaluation der Beteiligungsmaßnahmen: 
Kommunen sollten regelmäßig überprüfen, inwieweit 
Jugendbeteiligung tatsächlich die gewünschten Effekte 
erzielt und bestehende Ansätze weiterentwickeln.

Wenn Beteiligung junger Menschen in ländlichen Räumen 
mehr sein soll als gut gemeinte Rhetorik und ein „Nice-to-
have“, dann braucht es den politischen Willen zur Umvertei-
lung: von Entscheidungsbefugnissen, von Ressourcen, von 
Aufmerksamkeit. Beteiligung kostet – Zeit, Geld, Macht. Wer 
sie ernst meint, muss bereit sein, Strukturen zu verändern, 
eigene Routinen zu hinterfragen und Kontrolle zu teilen. Das 

aber ist keine pädagogische, sondern eine zutiefst politische 
Frage. Jugendbeteiligung in ländlichen Räumen ist nicht nur 
ein Versprechen an die Zukunft, sondern ein Gradmesser für 
die demokratische Gegenwart. Wo junge Menschen struktu-
rell ausgeschlossen bleiben, droht nicht nur deren Abwande-
rung – es droht der Verlust demokratischer Substanz.
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